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Aus ökologischen Gründen möglichst bald in Kraft setzen 
Die Gesetzesvorlage über die Ausrichtung von Beiträgen an die Bodenbewirtschaftung steht erneut vor dem Landtag - Zusatzbericht der Regierung 

(G. M.) - «Um die schonende Nutzung 
des Bodens zu fördern und die Ackerflä­
che zu erhalten sowie ökologische Aus­
gleichsflächen zu schaffen, richtet der 
Staat Beiträge aus.» Dieser Grundsatz 
steht unverändert in der Regierungsvor­
lage über die Ausrichtung von Beiträgen 
an die Bodenbewirtschaftung, obwohl die 
Regierung aufgrund der ersten Behand­
lung der Vorlage im Landtag einen um­
fangreichen Zusatzbericht verfasst. Der 
Landtag wird sich gemäss Traktanden­
liste Mitte Dezember abschliessend mit 
dieser Landwirtschaftsvorlage auseinan­
dersetzen und mit grosser Wahrschein­
lichkeit auch verabschieden. 

Ausgangspunkt für diese Gesetzesvor­
lage war ein VU-Postulat aus dem Jahre 
1986, das eine Änderung der gesetzlichen 
Bestimmungen über die Gewährung von 
Anbauprämien forderte. Die Regierung 
liess sich mit der Ausarbeitung einer 
grundlegend neuen Vorlage einige Zeit, 
die jedoch nicht für die Schubladisierung 
benötigt wurde, sondern in der Zwischen­
zeit erfolgte die Ausarbeitung des land­
wirtschaftlichen Leitbildes, das als Rah­
men für alle Entscheidungen und Ände­
rungen im Bereich der Landwirtschafts­
politik zu gelten hat. Der Landtag nahm 
diese Erläuterung des zuständigen Res­
sortinhabers, Regierungschef-Stellvertre­
ter Dr. Herbert Wille, zustimmend zu 
Kenntnis. 

Der Silomais-Anbau soll in Zukunft  in unserem Land zurückgedrängt werden. Das 
Bodenbewirtschaftungsgesetz, wie es dem Landtag vorliegt, verfolgt diesen Zweck. 
Andere Kulturarten sollen nach den Vorstellungen der Regierung und des Landtags 
mehr und anders gefördert werden. (Archivbild) 

Präzisierungen im neuen Bericht 
Die erste Vorlage sowie der Zusatzbe­

richt sind Ergebnis einer erfolgreichen 
Ausrichtung der nationalen Gesetzge­
bung auf das grundsätzlich Notwendige 
im Inland, um die bestehende Landwirt­
schaft nicht brüskierend, sondern vor­
sichtig auf neue Erfordernisse auszurich­
ten. Anderseits muss Rücksicht auf die 
GATT-Regelungen genommen werden, 
die sich in Ausarbeitung befinden. In die­
ser Hinsicht äusserte sich die Regierung 

in ihrem Bericht an den Landtag folgen-
dermassen: «Die bisherige Anbauprä­
mienregelung kann nicht als GATT-kon-
form angesehen werden. Auch die vorlie­
gende Regelung beinhaltet eine produkt­
bezogene Unterstützung. Nach den 
GATT-Erfordernissen sollten möglichst 
Regelungen getroffen werden, die auf 
eine produktneutrale Unterstützung des 
Staates hinauslaufen, beispielsweise sol­
che, die flächenbestimmt sind» - also in 
Form von Flächenbeiträgen. 

Im Landtag stand auch die Frage des 
Inkrafttretens der geänderten Gesetzes­
vorlage zur Diskussion, da die Landwirte 
mit ihrer Aussaat und Planung möglichst 
frühzeitig über etwaige Änderungen im 
Bild sein sollten. Im Zusatzbericht hält 
die Regierung dazu fest: «Es ist unter 
ökologischen Gesichtspunkten von Inter­
esse, dass das Gesetzesvorhaben mög­
lichst schnell auf Beginn des neuen Jahres 
in Kraft tritt, um die Wirkungen zu erzie­
len, die mit ihm beabsichtigt werden.» 
Nachteilige Auswirkungen in finanzieller 
Hinsicht sind nach Auffassung der Regie­
rung nicht zu erwarten, da davon auszu­
gehen sei, dass die vom Gesetz genannten 
Kulturarten im Frühjahr 1992 angebaut 
werden. Bedenken im Landtag waren vor 
allem in bezug auf jene Landwirtschafts­
kulturen vorgebracht worden, die - wie 
beispielsweise Silomais auf Moorböden -
möglichst bald dem Anbau einer geeigne­
teren Kulturart weichen sollten. Auch 
wenn das Gesetz auf den 1. Januar oder 
1. Februar 1992 in Kraft treten sollte, ist 
die Regierung der Meinung, so könne 
nicht von einer überstürzten Inkraftset­
zung gesprochen werden, die den Silo­
mais-Bauern unerwartete Beitragseinbus­
sen bescheren würden: «Das Gesetzes­
vorhaben ist den Landwirten bekannt. 
Sie können sich bis zum Frühjahr 1992 
darauf einrichten, wie sie ihr Anbausy­
stem in Zukunft gestalten wollen. Silo-
mais-Bauern können auf andere Kultur­
arten ohne Schwierigkeiten ausweichen.» 

LKW investieren bis 1996 durchschnittlich fast 13 Mio pro Jahr 
Voranschläge 1992 der L K W  und der Gasversorgung sowie der Verwaltungskostenvoranschlag derAHV-1V-FAK-Anstalten liegen dem Landtag vor 

(mö) - Die Liechtensteinischen Kraft­
werke wollen im kommenden Jahr insge­
samt 13 Mio Franken in diverse Projekte 
investieren. Die investiven Ausgaben 
übertreffen damit den BudgetraHmen 
1991 um rund 2,6 Mio Franken. Das Inve­
stitionsbudget 1992 der Liechtensteini­
schen Gasversorgung sieht demgegen­
über im Vorjahresvergleich eine Kürzung 
der Aufwendungen um drei auf 2,9 Mio 
Franken vor. Die Voranschläge 1992 von 
LKW und LGV sowie der Verwaltungs­
kostenvoranschlag der AHV-IV-FAK-
Anstalten liegen dem Landtag in der be­
vorstehenden Dezember-Sitzung (11./12. 
Dezember) zur Behandlung vor. 

Die laufende Rechnung der Liechten­
steinischen Kraftwerke für das Jahr 1992 
weist bei Gesamtaufwendungen • von 
47,760 Mio Franken (einschliesslich Ab­
schreibungen und Rückstellungen) und 
einem budgetierten Betriebsertrag in HÖ-
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he von 47,916 Mio Franken einen Rein­
gewinn von 156 500 Franken aus. Auf der 
Aufwandseite schlägt der Stromeinkauf 
mit rund 16,6 Mio Franken zu Buche. 
Diesen veranschlagten Aufwendungen 
liegt eine Wachstumsrate von ca. 2 % zu­
grunde, was laut LKW angesichts der sta­
gnierenden bis leicht rückläufigen Zu­
wachsraten im Stromverbrauch realistisch 
erscheint. Der Aufwand für das Personal 
ist mit 11,2 Mio Franken budgetiert wor­
den. Gemäss Regierungsbeschluss, der 
noch der Zustimmung durch den Landtag 
bedarf, haben die LKW künftig nicht nur 
das Bareinlagekapital, sondern das ge­
samte Anstaltskapital in Höhe von 10 
Mio Franken zu verzinsen. Dieser zusätz­
liche Zinsaufwand von jährlich 550 000 
Franken und die seit 1990 abnehmenden 
Zinserträge aufgrund des Abbaus der 
Festgeldanlagen führen zu einer «spürba­
ren Verschlechterung des budgetierten 
Ergebnisses 1992», schreiben die LKW in 
ihrem Bericht an den Landtag. 

Aus dem Energieverkauf erwarten die 
LKW im nächsten Jahr einen Gesamter­
trag von 33,333 Mio Franken, wovon al­
lein auf die Verbrauchergruppe Haus­
halt, Landwirtschaft und Gewerbe rund 
18,5 Mio Franken entfallen. Im Vergleich 
zur voraussichtlichen Rechnung 1991 er­
bringt diese Tarifgruppe also Mehrerträ­
ge von 1,2 Mio Franken. Der Ertrag aus 
Leistungen für Dritte (Bar- und Kredit­
verkäufe) wurde mit 11,650 Mio Franken 

budgetiert. Schliesslich sind für 1992 In­
vestitionen im Ausmass von 13,042 Mio 
Franken geplant, nachdem die Rechnung 
1990 noch investive Ausgaben in Höhe 
von 4,3 Mio Franken auswies. In Gebäu­
de (inklusive Neubau «Im alten Riet») 
sollen nächstes Jahr 6,3 Mio, in Kraft­
werks- und Verteilanlagen 4 Mio Franken 
investiert werden. Auch die mittelfristige 
Investitionsplanung rechnet für den Zeit­
raum 1993-1996 mit durchschnittlichen 
Aufwendungen von knapp 13 Mio Fran­
ken pro Jahr. 

LGV kürzte Investitionsbudget 
Die laufende Rechnung 1992 der 

Liechtensteinischen Gasversorgung weist 
gemäss eingereichtem Voranschlag bei 
Gesamtausgaben von 7,886 Mio und Er­
trägen aus dem Gasverkauf in Höhe von 
6,550 Franken einen Aufwandüberschuss 
von 1,336 Mio Franken aus. Die LGV 
geht für 1992 von einer Gasumschlags­
menge von 170 Mio kWh aus. Im Ver­
gleich zum geplanten Umsatz 1991 (150 
Mio kWh) entspricht dies einer Steige­
rungsrate von rund 13 %. Im neuen Jahr 
rechnet die Gasversorgung mit rund 160 
Neuanschlüssen, wovon etwa zwei Drittel 
auf Einfamilienhäuser entfallen dürften. 

Ende 1991 dürften gesamthaft rund 700 
Anschlüsse getätigt sein. Das Investi­
tionsbudget 1992 ist gegenüber jenem des 
Vorjahres um rund 3 auf 2,925 Mio Fran­
ken gedrosselt worden. Für den Weiter­

ausbau der Ortsnetze sind darin noch 
Mittel in Höhe von 2,23 (Vorjahr: 4,13) 
Mio Franken enthalten. Für Anschlüsse 
an bereits bestehenden Netzteilen und für 
unvorhergesehene Projekte wurden je­
weils 250 000 Franken budgetiert. 

AHV-IV-FAK: Verwaltungskosten 1992 
Der Verwaltungskostenvoranschlag 

der AHV-IV-FAK-Anstalten rechnet für 
1992 mit Ausgaben in Höhe von 4,315 
Mio Franken. Im Vergleich zum Budget 
1991 entspricht dies einer Zunahme um 
345 000 Franken. Diesen Ausgaben ste­
hen die Verwaltungskostenbeiträge ge­
genüber, die 1992 einen Ertrag von 3,8 
Mio Franken bringen sollen. Mit der fest­
gesetzten Vergütung des Landes für über­
tragene Aufgaben (240 000 Franken) und 
dem Defizitbeitrag des Landes an die IV-
Verwaltungskosten (210 500 Franken), 
der im Landesvoranschlag 1992 allerdings 
nicht vorgesehen wurde, ist der Voran­
schlag der AHV-IV-FAK-Anstalten aus­
geglichen. 

Die Verwaltungskostenbeiträge ma­
chen 3 %  der gesamten AHV-IV-FAK-
Beiträge aus. Sie ergeben sich aus dem 
von den Arbeitgebern und Selbständiger­
werbenden abgerechneten Einkommen 
aus selbständiger und unselbständiger Er­
werbstätigkeit und widerspiegeln die Ein­
kommens- und Beschäftigungsentwick­
lung. Die Anstalten erwarten laut Be­
richt, dass sich die Zuwachsraten der ver­
gangenen Jahre abschwächen werden. 

SBV erwartet zaghaftes Wachstum im kommenden Jahr 
Deutliches Abflauen der Teuerung erst in der zweiten Hälfte 1992 in Sicht 

Basel (AP) Der Schweizerische Bank­
verein (SBV) erwartet für kommendes 
Jahr ein zaghaftes Wirtschaftswachstum. 
Solange die Inflation anhalte, sei auch 
mit einem Andauern der Rezession zu 
rechnen, meinte der SBV-Chefökonom 
Aloys Schwietert am SBV-Wirtschaftsge-
spräch vom Montag in Basel. Die Teue­
rungsrate dürfte sich nach den SBV-Er-
wartungen erst in der zweiten Jahreshälf­
te von 1992 deutlich unter dem Wert von 
vier Prozent etablieren. 

Die Schweizer Wirtschaft bleibt nach 
den Erwartungen der SBV-Ökonomen 
vorerst auf dem Pfad der Stagflation. Das 

Bruttosozialprodukt soll 1992 um 1,0 Pro­
zent steigen, die Arbeitslosenquote von 
voraussichtlich 1,2 Prozent in diesem auf 
1,5 Prozent im kommenden Jahr wach­
sen. Vor allem die Depression in der 
Bauindustrie dürfte anhalten. Einerseits 
gingen keine spürbaren Impulse vom 
zwar schwächeren, aber immer noch hi­
storisch hohen Hypothekarzins aus. An­
dererseits seien keine potentiell höheren 
antizyklischen Ausgaben der öffentlichen 
Hand in Sicht. 

Bevor die Gesamtwirtschaft wieder ein 
Wachstum verzeichne, müsse die Indu­

strie ihre Kapazitätsauslastung steigern, 
was jedoch nicht vor Mitte 1992 zu erwar­
ten sei, meinten die Volkswirtschafter der 
zweitgrössten Schweizer Bank. Die 
Schweizer Güterexporte dürften im Vor­
jahresvergleich jedoch um insgesamt gut 
drei Prozent steigen, falls wie erwartet 
ein zweiprozentiges Wachstum der Welt­
wirtschaft zustandekommt. Zuerst davon 
profitieren könnten die Schweizer Kon-
sumgüterproduzenten. De r  einzig stabile 
Konjunkturfaktor bleibe der Privatkon­
sum, der gegenüber 1991 erneut um vier 
Prozent zunehmen soll, verglichen mit 
erwarteten 5,8 Prozent in diesem Jahr. 

Ungeheurer Umfang 
der Landtagssitzung 

Der Landtag versucht offenbar, 
einen Rekord zu brechen. Anders 
ist es kaum zu erklären, dass gemäss 
der vorliegenden Traktandenliste in 
einer zweitägigen Sitzung - am 
Mittwoch, den 11. Dezember und 
am Donnerstag, den 12. Dezember 
- nicht weniger als 34 Tagesord­
nungspunkte zu behandeln sind. 
Natürlich gibt es darunter auch 
Traktanden, die wenig Zeit bean­
spruchen, aber ein überwiegender 
Teil setzt sich doch aus Gesetzes­
vorlagen und Finanzbeschlüssen zu­
sammen, die einer eingehenden Be­
ratung bedürfen. 

Schwerpunkt der zweitägigen 
Landtagssitzung bildet zweifellos 
das Budget 1992 sowie die Finanz­
planung 1992 -1996.  Daneben steht 
ein zweiter Schub von Nachtrags­
krediten zur Behandlung, die Ge­
nehmigung eines Verpflichtungs­
kredites für Errichtung des Land­
tagsgebäudes und die Neugestal­
tung des Regierungsviertels. Zudem 
ersucht die Regierung den Landtag 
um einen Kredit für die Renovation 
des Regierungsgebäudes. 

Gründlich auseinandersetzen 
wird sich der Landtag ohne Zweifel 
auch mit dem Konzessionsgesuch 
für die Errichtung der «Anlagen-
und Privatbank AG», das von der 
Regierung bereits grundsätzlich ge­
nehmigt wurde. 

Ausstehend ist noch die grosse 
Debatte des Landtags über den 
EWR-Vertrag. Allerdings kann der 
Traktandierung dieses Geschäftes 
entnommen werden, dass darüber 
keine grosse Begeisterung besteht, 
denn das Traktandum «EWR-Infor-
mation» steht an 23. Stelle der 
Traktandenliste. 

Bevor der Landtag auf die vorer­
wähnten Punkte eintreten kann, hat 
e r  die folgenden Gesetzesvorlagen 
im Detail zu behandeln und allen­
falls zu verabschieden: 

• Gesetz über die Musikschule 
• Beiträge über die Bodenbewirt­

schaftung 
• Änderung der Familienzulagen 
• Neues Finanzhaushaltgesetz 
• Änderung des Strassenverkehrs-

gesetzes 

An neuen Gesetzesvorlagen, die 
erstmals in Behandlung gezogen 
werden, stehen auf der Tagesord­
nung: 

• Erhöhung der Öffentlichkeitsre­
gistergebühren 

• Änderung des Subventionsge­
setzes 

• Änderung des Gesetzes über die 
Bezüge der Regierungsmitglie­
der und anderer Personenkreise 

• Erhöhung der Blindenbeihilfen 
• Senkung des Staatsbeitrags bei 

der Arbeitslosenversicherung 

Hinzu kommt die Ausrichtung von 
Teuerungszulagen für das Staats­
personal und die Schaffung neuer 
Stellen bei der Landesverwaltung. 

K. Charly 
LIMANI 
Gebäudereinigung 
Anstalt 

Triesen 
Tel. 0 7 5 / 2 7 6 0 1  

Foto - Video - TV • Hi-Fi 
Computer 

Lands l r . i s se  45<t • Telefon 0 7 5  12 74 0 8  
FL-9495Triesen 

P r o f i t i e r e n  S i e . . .  n o c h  h e u l e  


